
   

 

 

 

  

 
 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Gesetz über die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Vergü­
tungssysteme von Instituten und Versicherungsunternehmen 

A. Problem und Ziel 

Eine Ursache der Finanzmarktkrise war die übermäßige Übernahme von Risiken durch 
die Finanzmarktakteure. Hierzu haben die gängigen Vergütungsstrukturen im Finanzsek­
tor beigetragen. Eine Vergütungspolitik, die auf kurzfristige Parameter ausgerichtet ist und 
einseitig Erfolg belohnt, ohne Misserfolg ausreichend zu sanktionieren, kann dazu verlei­
ten, den langfristigen und nachhaltigen Unternehmenserfolg aus dem Blick zu verlieren. 
Eine derartige Vergütungspolitik läuft einem angemessenen Risikomanagement zuwider. 
Wie die Finanzmarktkrise gezeigt hat, können die durch eine verfehlte Vergütungspolitik 
gesetzten Fehlanreize Risiken nicht nur für die Stabilität einzelner Unternehmen, sondern 
auch für die Finanzstabilität im Allgemeinen begründen. 

Um diesen Fehlentwicklungen entgegenzuwirken, hat der Rat für Finanzstabilität (Finan­
cial Stability Board - FSB) Prinzipien für solide Vergütungspraktiken („Principles for Sound 
Compensation Practices“ vom 2. April 2009) und darauf aufbauende konkrete Standards 
für solide Vergütungspraktiken („Principles for Sound Compensation Practices – Imple­
mentation Standards“ vom 25. September 2009) in der Finanzbranche entwickelt, die von 
der Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G 20) gebilligt wur­
den. Die in den Prinzipien und Standards aufgestellten Anforderungen zielen insbesonde­
re darauf, die Vergütungsstrukturen stärker auf den längerfristigen Erfolg des Unterneh­
mens auszurichten und die eingegangenen Risiken angemessen zu berücksichtigen. 

Für den Bankenbereich werden die FSB-Prinzipien und -Standards auf europäischer E­
bene weitgehend deckungsgleich in dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG im 
Hinblick auf die Eigenkapitalanforderungen für Handelsbuch und Weiterverbriefungen und 
im Hinblick auf die aufsichtliche Überprüfung der Vergütungspolitik (gegenwärtig als Do­
kument Nr. 14732/09 des Rates der Europäischen Union vom 28. Oktober 2009 berück­
sichtigt) nachgezogen. Diesen Vorschlag hat der Rat „Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN) 
am 10. November 2009 im Rahmen einer allgemeinen Ausrichtung gebilligt. 

B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist der letzte Schritt eines dreistufigen Maßnahmenpakets 
der Bundesregierung (Selbstverpflichtung acht großer deutscher Banken und der drei 
größten Versicherungsunternehmen zur schnellstmöglichen Umsetzung der FSB-
Standards im Dezember 2009, Rundschreiben der Bundesanstalt für Finanzdienstleis­
tungsaufsicht zu den Anforderungen an Vergütungssysteme vom 21. Dezember 2009, 
gesetzliche Umsetzung). Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden nunmehr die FSB-
Prinzipien und -Standards für den Banken- und Versicherungsbereich auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. Der Gesetzentwurf berücksichtigt für den Bankenbereich zudem die
vergütungsrelevanten Vorgaben in der vorgenannten Änderungsrichtlinie. 

Der Gesetzentwurf ergänzt die gesetzlich geregelten (Mindest-)Anforderungen an das 
Risikomanagement von Instituten und Versicherungsunternehmen um Anforderungen an 
angemessene und transparente Vergütungssysteme, die auf eine nachhaltige Entwick­
lung des Unternehmens ausgerichtet sind. Die näheren Einzelheiten hinsichtlich der dies­
bezüglichen Anforderungen, insbesondere an Ausgestaltung, Überwachung und Weiter­
entwicklung der Vergütungssysteme, einschließlich der Entscheidungsprozesse, der Zu­
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sammensetzung der Vergütung, der Ausgestaltung der Vergütungsparameter, der Leis­
tungszeiträume sowie hinsichtlich der Offenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssys­
teme und der Zusammensetzung der Vergütung sollen flexibel in zwei begleitenden 
Rechtsverordnungen des Bundesministeriums der Finanzen geregelt werden. Die Bun­
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) wird befugt, im Falle der Un­
terschreitung oder der drohenden Unterschreitung bestimmter aufsichtsrechtlicher Anfor­
derungen die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile zu untersagen oder auf einen 
bestimmten Anteil des Jahresergebnisses zu beschränken. Hierdurch wird die Möglichkeit 
geschaffen, angesichts der wirtschaftlichen Situation eines Instituts oder Versicherungs­
unternehmens unangemessen hohe Bonuszahlungen zu unterbinden. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes und der Rechtsverordnungen sollen die bisherigen unter-
gesetzlichen Vorgaben an Vergütungssysteme von Instituten und Versicherungsunter-
nehmen entfallen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen weder Haushaltsausgaben oder Haus­
haltseinbußen noch Haushaltsmindereinnahmen. 

E. Sonstige Kosten 

Geringfügige Einzelpreisänderungen lassen sich nicht ausschließen. Auswirkungen auf 
das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 

F. Bürokratiekosten 

Das Gesetz schafft keine neuen Informationspflichten für die Wirtschaft, für Bürgerinnen 
und Bürger oder die Verwaltung. Es ändert auch keine bestehenden Informationspflichten. 
Allerdings enthält das Gesetz Ermächtigungen für den Erlass von Rechtsverordnungen, 
welche auch die Einführung neuer Informationspflichten umfassen. Die Bürokratiekosten, 
die aus den entsprechenden Verordnungen resultieren, dürften weitgehend den Bürokra­
tiekosten entsprechen, die in Zusammenhang mit den bisherigen Rundschreiben zu den 
Anforderungen an Vergütungssysteme entstehen. Das Rundschreiben für den Bankenbe­
reich enthält acht Informationspflichten, die Bürokratiekosten von 1,567 Mio. Euro verur­
sachen, das Rundschreiben im Versicherungsbereich enthält sieben Informationspflich­
ten, die zu Bürokratiekosten von 720.000 Euro führen. Diese Berechnung wurde mittels 
eines standardisierten Verfahrens (Zeitwerttabelle) durchgeführt und stellt mangels kon­
kreter Erfahrungen nur eine grobe Schätzung dar. 
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Gesetz über die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Vergü­
tungssysteme von Instituten und Versicherungsunternehmen 

Vom [Datum der Ausfertigung] 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

Das Kreditwesengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel  [•] des Gesetzes vom [•] (BGBl. I S. [•]), 
geändert worden ist, wird wie folgt: 

1. 	 § 25a wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird am Ende das Wort „und“ durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) In Nummer 3 wird am Ende der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. umfasst angemessene, transparente und auf eine nachhaltige Entwick­
lung des Instituts ausgerichtete Vergütungssysteme für Geschäftsleiter 
und Mitarbeiter.“ 

b) 	 Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsver­
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Benehmen mit 
der Deutschen Bundesbank nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1. 	 die Ausgestaltung der Vergütungssysteme nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 
in den Instituten einschließlich der Entscheidungsprozesse und Verantwort­
lichkeiten, der Zusammensetzung der Vergütung, der Ausgestaltung positi­
ver und negativer Vergütungsparameter, der Leistungszeiträume sowie der 
Berücksichtigung der Geschäftsstrategie, der Ziele, der Werte und der lang­
fristigen Interessen des Instituts, 

2. 	 die Überwachung der Angemessenheit und Transparenz der Vergütungssys­
teme durch das Institut und die Weiterentwicklung der Vergütungssysteme,  

3. 	 die Offenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssysteme und der Zusam­
mensetzung der Vergütung einschließlich des Gesamtbetrags der garantier­
ten Bonuszahlungen und der einzelvertraglichen Abfindungszahlungen unter 
Angabe der höchsten geleisteten Abfindung und der Anzahl der Begünstig­
ten sowie 

4. 	 das Offenlegungsmedium und die Häufigkeit der Offenlegung im Sinne der 
Nummer 3. 
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Die Regelungen haben sich insbesondere an Größe und Vergütungsstruktur des 
Instituts sowie Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der 
Geschäftsaktivitäten zu orientieren. Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 
Nummer 3 müssen die auf Offenlegung der Vergütung bezogenen handelsrecht­
lichen Bestimmungen nach § 340a Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 340l Abs. 1 
Satz 1 des Handelsgesetzbuchs unberührt bleiben. Das Bundesministerium der 
Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt 
mit der Maßgabe übertragen, dass die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank ergeht. Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die 
Spitzenverbände der Institute zu hören.“ 

2. 	 § 45 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird am Ende das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 3 wird am Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt und das 
Wort „und“ angefügt. 

cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile untersagen oder auf ei­
nen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränken.“ 

b) 	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Institute müssen der Untersagungs- und Beschränkungsbefugnis des 
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 4 in entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen 
mit ihren Geschäftsleitern und Mitarbeitern Rechnung tragen. Soweit vertragliche 
Vereinbarungen über die Gewährung einer variablen Vergütung einer Untersa­
gung oder Beschränkung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 entgegenstehen, kön­
nen aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden.“ 

c) 	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 sowie Satz 2 
und 3 ist“ durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4, Satz 2 und 3 
und Absatz 1a sind“ ersetzt. 

3. 	 In § 45b Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 25a Abs. 1 Satz 8 oder Absatz 3“ durch 
die Angabe „§ 25a Absatz 1 Satz 8, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 25a Absatz 5 Satz 1 und 2, oder nach § 25a Absatz 3 Satz 1“ ersetzt. 

4. 	 In § 56 Absatz 3 Nummer 5 wird die Angabe „§ 25a Abs. 1 Satz 8 oder Abs. 3 Satz 1“ 
durch die Angabe „§ 25a Absatz 1 Satz 8, auch in Verbindung mit einer Rechtsver­
ordnung nach § 25a Absatz 5 Satz 1 und 2, § 25a Absatz 3 Satz 1“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. De­
zember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt durch Artikel (…) des Gesetzes vom (…) 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. 	 In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 64a folgende Angabe eingefügt: 
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„§ 64b Vergütungssysteme“ 

2. 	 In § 1b Absatz 2 wird nach der Angabe „§ 64a Abs. 1, 3 und 4,“ die Angabe „§ 64b,“ 
eingefügt. 

3. 	 Nach § 64 wird folgende Zwischenüberschrift eingefügt:  

„1b. Besondere Pflichten von Unternehmen". 

4. 	 Nach § 64a wird folgender § 64b eingefügt: 

„§ 64b 

Vergütungssysteme 

(1) Die Vergütungssysteme für Geschäftsleiter, Mitarbeiter und Aufsichtsratsmit­
glieder von Versicherungsunternehmen müssen angemessen, transparent und auf 
eine nachhaltige Entwicklung des Unternehmens ausgerichtet sein. 

(2) Versicherungsunternehmen dürfen Geschäftsleitern und Aufsichtsratsmitglie­
dern Vergütungen für andere Tätigkeiten, die sie für das jeweilige Unternehmen 
erbringen, nur gewähren, soweit dies mit ihren Aufgaben als Organmitglieder verein­
bar ist. 

(3) Übergeordnete Unternehmen einer Versicherungsgruppe im Sinne des § 64a 
Absatz 2 und übergeordnete Finanzkonglomeratsunternehmen haben sicherzustel­
len, dass die Vergütungssysteme für Geschäftsleiter, Mitarbeiter und Aufsichtsrats­
mitglieder innerhalb der gesamten Gruppe oder des gesamten Konglomerats ange­
messen, transparent und auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet sind. 

(4) Für die Vergütungssysteme von Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sin­
ne des § 104a Absatz 2 Nummer 4 und gemischten Finanzholding-Gesellschaften im 
Sinne des § 104k Nummer 3 gelten die Absätze 1 bis 3 und 5 entsprechend. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Einzelheiten festzu­
legen zur Ausgestaltung, Überwachung, Weiterentwicklung und Transparenz der 
Vergütungssysteme im Sinne der Absätze 1, 3 und 4, einschließlich der Entschei­
dungsprozesse und Verantwortlichkeiten, der Zusammensetzung der Vergütung, der 
positiven und negativen Vergütungsparameter, der Leistungszeiträume und der Of­
fenlegung der Ausgestaltung der Vergütungssysteme und der gezahlten Vergütun­
gen, des Offenlegungsmediums und der Häufigkeit der Offenlegung, sowie zur Zuläs­
sigkeit sonstiger Vergütungen im Sinne des Absatzes 2. Die Regelungen haben sich 
insbesondere an Größe und Vergütungsstruktur des Unternehmens sowie Art, Um­
fang, Komplexität, Risikogehalt und Internationalität der Geschäftsaktivitäten insge­
samt zu orientieren. Bei Unternehmen, die einer Versicherungsgruppe oder einem Fi­
nanzkonglomerat angehören, haben sich die Regelungen zusätzlich an der Größe 
der Gruppe oder des Konglomerats sowie Art, Umfang, Komplexität, Risikogehalt und 
Internationalität der Geschäftsaktivitäten der Gruppe oder des Konglomerats zu orien­
tieren. Im Rahmen der Bestimmungen nach Satz 1 müssen die auf Offenlegung der 
Vergütung bezogenen handelsrechtlichen Bestimmungen nach § 341a Abs. 1 und 2 
in Verbindung mit § 341l Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs unberührt bleiben. 
Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechtsverord­
nung auf die Bundesanstalt übertragen. Diese erlässt die Vorschriften im Benehmen 
mit den Aufsichtsbehörden der Länder.“ 
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5. In § 81b wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die Aufsichtsbehörde fer­
ner die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile untersagen oder auf einen be­
stimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränken. Die Versicherungsunterneh­
men müssen der Untersagungs- und Beschränkungsbefugnis des Satzes 1 in ent­
sprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit ihren Geschäftsleitern, Mitarbeitern 
und Aufsichtsratsmitgliedern Rechnung tragen. Soweit vertragliche Vereinbarungen 
über die Gewährung einer variablen Vergütung einer Untersagung oder Beschrän­
kung nach Satz 1 entgegenstehen, können aus ihnen keine Rechte hergeleitet wer­
den.“ 

6. 	 In § 89a wird nach der Angabe „81b Abs. 1 Satz 2, “ die Angabe „Absatz 1a Satz 1, “ 
eingefügt. 

7. 	 § 104s wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Satz 1 wird nach der Angabe „nach Maßgabe des“ die Angabe „§ 64a Abs. 1 
und 3 sowie des“ eingefügt. 

b) 	 Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:  

„Für übergeordnete Finanzkonglomeratsunternehmen gilt darüber hinaus § 64b 
entsprechend.“ 

8. 	 In § 121a Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 64a, “ die Angabe „§ 64b, “ einge­
fügt. 

9. 	 In § 121g Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 13d Nr. 1, 2, 4 und 12, “ die An­
gabe „§ 64b, “ eingefügt. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung 

Mit diesem Gesetz werden die vom Rat für Finanzstabilität (Financial Stability Board ­
FSB) entwickelten Prinzipien für solide Vergütungspraktiken („Principles for Sound Com­
pensation Practices“ vom 2. April 2009) und die darauf aufbauenden konkreten Standards 
für solide Vergütungspraktiken („Principles for Sound Compensation Practices – Imple­
mentation Standards“ vom 25. September 2009) auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. 
Für den Bankenbereich werden zudem die geplanten entsprechenden gemeinschafts­
rechtlichen Regelungen in dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla­
ments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG im Hin­
blick auf die Eigenkapitalanforderungen für Handelsbuch und Weiterverbriefungen und im 
Hinblick auf die aufsichtliche Überprüfung der Vergütungspolitik (gegenwärtig als Doku­
ment Nr. 14732/09 des Rates der Europäischen Union vom 28. Oktober 2009 berücksich­
tigt) („Änderungsrichtlinie“) aufgegriffen. Diesen Vorschlag hat der Rat „Wirtschaft und 
Finanzen“ (ECOFIN) am 10. November 2009 im Rahmen einer allgemeinen Ausrichtung 
gebilligt. Für den Bankenbereich hat zudem der Ausschuss der europäischen Aufsichts­
behörden (CEBS) Leitlinien für eine solide Vergütungspolitik („High-level Principles for 
Remuneration Policies“ vom 20. April 2009) entwickelt, die in dem vorliegenden Gesetz­
entwurf ebenfalls berücksichtigt sind. 

II. Sachverhalt und Notwendigkeit 

Eine Ursache für die Finanzmarktkrise war die übermäßige Übernahme von Risiken durch 
die Finanzmarktakteure. Hierzu haben im Finanzsektor gängige Vergütungsstrukturen 
beigetragen. Eine Vergütungspolitik, die auf kurzfristige Parameter ausgerichtet ist und 
einseitig Erfolg belohnt, ohne Misserfolg ausreichend zu sanktionieren, kann dazu verlei­
ten, den langfristigen und nachhaltigen Unternehmenserfolg aus dem Blick zu verlieren 
und so die Risikoneigung der Mitarbeiter über das allgemein von dem jeweiligen Unter­
nehmen tolerierte Maß hinaus erhöhen. Eine derartige Vergütungspolitik läuft einem an­
gemessenen Risikomanagement zuwider. Wie die Finanzmarktkrise gezeigt hat, können 
die durch eine verfehlte Vergütungspolitik gesetzten Fehlanreize Risiken nicht nur für die 
Stabilität einzelner Unternehmen, sondern auch für die Finanzstabilität im Allgemeinen 
begründen. 

Um diesen Fehlentwicklungen entgegenzuwirken und ein einheitliches internationales 
Vorgehen zu gewährleisten, wurden die vorgenannten internationalen Vorgaben entwi­
ckelt. Mit einem wirksamen Risikomanagement in Einklang stehende Vergütungssysteme 
im Finanzsektor sollen insbesondere durch die stärkere Ausrichtung der Vergütungsstruk­
turen auf den längerfristigen Erfolg des Unternehmens und die angemessene Berücksich­
tigung eingegangener Risiken erreicht werden. 

Um die rasche Umsetzung der internationalen Vorgaben zu gewährleisten, hat die Bun­
desregierung einen dreistufigen Ansatz verfolgt, der mit Inkrafttreten der in diesem Ge­
setzentwurf vorgesehenen Regelungen und der darauf basierenden Rechtsverordnungen 
seinen Abschluss findet. 

1. Selbstverpflichtungserklärung 

Im Dezember 2009 haben sich acht große deutsche Kreditinstitute und die drei größten 
deutschen Versicherungsunternehmen durch Abgabe von Selbstverpflichtungserklärun­
gen dazu verpflichtet, ihre Vergütungssysteme am nachhaltigen Geschäftserfolg auszu­
richten. Die Unternehmen haben sich - im Vorgriff auf diesen Gesetzentwurf und die dar­
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auf beruhenden Rechtsverordnungen - zur schnellstmöglichen Umsetzung der FSB-
Standards verpflichtet. 

2. Rundschreiben 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat die internationalen Vor­
gaben im Vorgriff auf die erforderlichen gesetzliche Regelungen in zwei Rundschreiben 
zusammengefasst (Rundschreiben 22/2009 (BA) vom 21. Dezember 2009 - Anforderun­
gen an die Vergütungssysteme von Instituten sowie Rundschreiben 23/2009 (VA) vom 21. 
Dezember 2009 – Anforderungen an Vergütungssysteme im Versicherungsbereich). Die 
Rundschreiben sind mit Veröffentlichung in Kraft getreten. Zugleich sind die vergütungsre­
levanten Regelungen in dem Rundschreiben 15/2009 (BA) - Mindestanforderungen an 
das Risikomanagement (MaRisk) vom 
14. August 2009 (v.a. AT 7.1 Tz. 4 ff.) entfallen. Im Versicherungsbereich wurden das 
Rundschreiben 1/78 sowie die vergütungsrelevanten Regelungen in dem Rundschreiben 
3/2009 (VA) – Aufsichtsrechtliche Mindestanforderungen an das Risikomanagement 
(MaRisk VA) vom 22. Januar 2009 (Unternummer 1 von Punkt 7.2.2.2.) aufgehoben. 

3. Gesetzliche Umsetzung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf und den im Anschluss zu erlassenden Rechtsver­
ordnungen werden die Anforderungen an Vergütungssysteme von Kredit- und Finanz­
dienstleistungsinstituten sowie Versicherungsunternehmen nunmehr auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. Dies ist insbesondere mit Blick auf die für eine effektive Durchsetzbar­
keit dieser Anforderungen notwendigen Eingriffsrechte der Aufsicht erforderlich. 

Der Gesetzgeber hat mit dem am 5. August 2009 in Kraft getretenen Gesetz zur Ange­
messenheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) auf nationaler Ebene bereits erste Konse­
quenzen aus der Finanzmarktkrise hinsichtlich der Vergütungspraktiken von Unternehmen 
gezogen und das System der Vorstandsvergütung im Aktienrecht neu geregelt. Die Rege­
lungen des Aktiengesetzes gelten branchenübergreifend. Sie stehen neben den Anforde­
rungen an Vergütungssysteme im Banken- und Versicherungssektor, die durch diesen 
Gesetzentwurf und später durch entsprechende Rechtsverordnungen geschaffen werden. 

III. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 des 
Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft: Bank- und Börsenwesen sowie privatrechtliches 
Versicherungswesen). Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts­
und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Art. 72 Abs. 2 GG), 
weil sonst die konkrete Gefahr besteht, dass diese Zielvorgaben ohne eine bundeseinheit­
liche Regelung beeinträchtigt würden.  

Eine bundeseinheitliche Regelung zur Änderung des Kreditwesen- und des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes ist erforderlich, weil sonst eine Rechtszersplitterung mit problema­
tischen Folgen zu besorgen wäre, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Län­
der nicht hingenommen werden kann. 

Zur Wahrung der Wirtschaftseinheit sind die vorgelegten Regelungen erforderlich, weil 
abweichende Länderregelungen erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft mit sich 
brächten; sie würden Schranken oder Hindernisse für den Wirtschaftsverkehr im Bundes­
gebiet errichten, denn jede Standortentscheidung eines Kredit- und Finanzdienstleistungs­
instituts oder eines Versicherungsunternehmens würde in Abhängigkeit von den regiona­
len Vorschriften getroffen. 

Das Regelungsziel (international einheitliche Anforderungen an eine Vergütungspolitik in 
der Finanzwirtschaft, die mit einem wirksamen Risikomanagement in Einklang steht) kann 
nur durch eine bundeseinheitliche Regelung für alle Kredit- und Finanzdienstleistungsin­
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stitute sowie Versicherungsunternehmen gleichermaßen erreicht werden. Die vorgesehe­
nen Vorschriften können ihre Wirkung nur entfalten, wenn sie für das gesamte Kredit-, 
Finanzdienstleistungs- und Versicherungsgewerbe im Bundesgebiet einheitlich gelten. 

Im gesamtstaatlichen Interesse ist daher eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich.  

IV. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf ergänzt die gesetzlich geregelten (Mindest-) Anforderungen an ein 
angemessenes und wirksames Risikomanagement von Instituten und Versicherungsun­
ternehmen um angemessene und transparente Vergütungssysteme, die auf eine nachhal­
tige Entwicklung des jeweiligen Unternehmens ausgerichtet sind. Die näheren Einzelhei­
ten hinsichtlich der Anforderungen an die Vergütungssysteme, insbesondere an deren 
Ausgestaltung, Überwachung und Weiterentwicklung, einschließlich der Entscheidungs­
prozesse, der Zusammensetzung der Vergütung und der Ausgestaltung der Vergütungs­
parameter, der Leistungszeiträume, sowie hinsichtlich der Offenlegung der Ausgestaltung 
der Vergütungssysteme und der Zusammensetzung der Vergütung sollen flexibel in zwei 
begleitenden Rechtsverordnungen des Bundesministeriums der Finanzen geregelt wer­
den. 

Die Bundesanstalt wird befugt, im Falle der Unterschreitung oder drohenden Unterschrei­
tung bestimmter aufsichtsrechtlicher Anforderungen die Auszahlung variabler Vergü­
tungsbestandteile zu untersagen oder auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses 
zu beschränken.  

Variable Vergütungsbestandteile sind Bestandteil einer zivilvertraglich geschlossenen 
Vergütungsvereinbarung zwischen Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut bezie­
hungsweise Versicherungsunternehmen und ihren Geschäftsleitern, Mitarbeitern 
oder Aufsichtsratsmitgliedern. Diese Vereinbarungen werden im Rahmen der Vertrags­
freiheit geschlossen, die als Bestandteil der allgemeinen Handlungsfreiheit, Artikel 2 Ab­
satz 1 GG, grundrechtlichen Schutz genießt. Artikel 2 Absatz 1 GG gewährleistet dem 
Einzelnen das Recht, Verträge grundsätzlich so abzuschließen, wie er es wünscht. Dar­
über hinaus schützt Artikel 2 Absatz 1 GG den Einzelnen auch davor, dass die öffentliche 
Gewalt bereits abgeschlossene Verträge nachträglich einer Änderung unterzieht.  

Soweit die Bundesanstalt für künftig abzuschließende Verträge untersagen kann, dass 
variable Vergütungsbestandteile ausgezahlt werden, oder soweit die Bundesanstalt diese 
auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses beschränkt, liegt somit ein Eingriff in 
die Vertragsfreiheit vor, der aber unter den gegebenen Voraussetzungen gerechtfertigt ist. 
Ein Vergütungssystem, das mit variablen Vergütungsbestandteilen arbeitet, kann Ursache 
dafür sein, dass Krisen der in § 45 Absatz 1 Satz 1 KWG, § 81b VAG beschriebenen Art 
bei dem Institut oder dem Versicherungsunternehmen eintreten. Somit ist die Untersa­
gung oder Beschränkung variabler Vergütungsbestandteile geeignet, solchen Krisen vor­
zubeugen oder jedenfalls entgegenzuwirken. Wo die Krise eines Instituts oder Versiche­
rungsunternehmens auf einem Vergütungssystem mit variablen Vergütungsbestandteilen 
beruht, ist die Untersagung oder jedenfalls die Beschränkung auch das erforderliche Mittel 
einer angemessenen Krisenbekämpfung; mildere Mittel sind nicht ersichtlich. Die Ermäch­
tigung der Bundesanstalt für eine angemessene Untersagung oder Beschränkung ist be­
gründet, denn mit dem vergleichsweise geringen Eingriff - nur eine bestimmte Art von 
Entgelt wird untersagt oder beschränkt -, wird das höchste volkswirtschaftliche Schutzgut 
- Erhalt eines funktionierenden Kredit- und Versicherungswesens - gesichert und/oder vor 
der Funktionsunfähigkeit  bewahrt. Damit wird die Grundlage geschaffen, eine allgemeine 
Gefahr von außerordentlicher Bedeutung von der Allgemeinheit abzuwenden.  

Die Änderungen erfassen aber auch die schon vor dem Inkrafttreten geschlossenen Ver­
träge, soweit darin ein Anspruch auf bestimmte Vergütungen für die Zukunft begründet 
wurde. In diesem Sinne regeln § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KWG und § 81b Abs. 1a VAG die 



  

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

- 10 -


Untersagung der Auszahlung bestimmter Vergütungsbestandteile, greifen jedoch nicht 
nachträglich in bereits gezahlte Vergütungen ein. Die insoweit gegebene unechte Rück­
wirkung ist zulässig, da das verfolgte Gemeinwohlinteresse das Vertrauen der betroffenen 
Geschäftsleiter und Mitarbeiter von Instituten und Versicherungsunternehmen darauf, die 
ihn begünstigende Rechtslage werde sich in Zukunft nicht ändern, überwiegt. Seit dem 
Beginn der öffentlichen Diskussionen Anfang des Jahres 2009 zu den Fehlanreizen von 
bestimmten Vergütungen im Zusammenhang mit der Finanzmarktkrise wurden wiederholt 
Vorschläge unterbreitet, mit denen diese Fehlanreize eingedämmt werden sollten. Die 
Diskussionen führten im April 2009 zur Veröffentlichung der Prinzipien für solide Vergü­
tungspraktiken durch das FSB, die im September 2009 noch weiter konkretisiert und 
durch die G 20-Erklärung von Pittsburgh zu allgemein umzusetzenden Empfehlungen 
aufgewertet wurden. Damit war für jedermann ersichtlich, dass die von bestimmten Vergü­
tungsstrukturen ausgehenden Fehlanreize mit sofortiger Wirkung eingeschränkt werden 
sollten. Mithin wurde bereits im Jahr 2009 für jedermann deutlich, dass bereits bestehen­
de vertragliche Ansprüche mit Wirkung für die Zukunft eingeschränkt werden würden. 
Somit bestand seit September des Jahres 2009, spätestens aber seit der Veröffentlichung 
der BaFin-Rundschreiben 22/2009 und 23/2009 im Dezember 2009 kein Vertrauen mehr 
darauf, die alte Rechtslage werde unverändert Bestand haben. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Kreditwesengesetzes - KWG -) 

Zu Nummer 1 (§ 25a KWG) 

Zu Buchstabe a 

Mit der neu eingefügten Nummer 4 umfasst das für eine ordnungsgemäße Geschäftsor­
ganisation erforderliche Risikomanagement nunmehr auch angemessene und transparen­
te Vergütungssysteme für Geschäftsleiter und Mitarbeiter, die auf eine nachhaltige Ent­
wicklung des Instituts ausgerichtet sind. Ein Vergütungssystem umfasst dabei sowohl die 
inhaltliche als auch die organisatorische und prozessuale Ausgestaltung der Gesamtheit 
aller vom Unternehmen zu erbringenden monetären oder monetär bewertbaren Leistun­
gen für die Arbeitsleistungen von Geschäftsleitern und Mitarbeitern. Mitarbeiter im Sinne 
dieser Vorschrift sind alle natürlichen Personen, die bei wirtschaftlicher oder risikoseitiger 
Betrachtung als dem Institut angehörig zu betrachten sind. Handelsvertreter nach § 84 
Abs. 1 HGB sollen keine Mitarbeiter im Sinne der neuen Nummer 4 sein. 

Mit dieser Vorschrift werden die vom Rat für Finanzmarktstabilität (Financial Stability 
Board - FSB) auf Geheiß der Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellen­
länder (G 20) erarbeiteten Prinzipien für solide Vergütungspraktiken (“Principles for Sound 
Compensation Practices” vom 2. April 2009) und die darauf aufbauenden konkreten Stan­
dards für solide Vergütungspraktiken („Principles for Sound Compensation Practices 
Implementation Standards“ vom 25. September 2009) gesetzlich verankert. Im künftigen 
Gemeinschaftsrecht der Europäischen Union finden sich voraussichtlich entsprechende 
Vorgaben in Artikel 22 Absatz 1 und 3 der Richtlinie 2006/48/EG vom 14. Juni 2006 über 
die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute (Bankenrichtlinie); eingefügt 
durch den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG im Hinblick auf die Eigenkapitalan­
forderungen für das Handelsbuch und Weiterverbriefungen und im Hinblick auf die auf­
sichtliche Überprüfung der Vergütungspolitik (gegenwärtig als Dokument Nr. 14732/09 
des Rates der Europäischen Union vom 28. Oktober 2009 berücksichtigt - nachfolgend
Änderungsrichtlinie genannt). Darüber hinaus werden die Leitlinien für eine solide Vergü­
tungspolitik („High-level Principles for Remuneration Policies“) des Ausschusses der eu­
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ropäischen Bankaufsichtsbehörden (Committee of European Banking Supervisors - 
CEBS) vom 20. April 2009 berücksichtigt. 

Zur Ausrichtung der Vergütungssysteme auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung 
gehört insbesondere auch eine mögliche Reduzierung der variablen Vergütungsbestand­
teile bei negativen Erfolgsbeiträgen eines Geschäftsleiters oder Mitarbeiters. 

Zu Buchstabe b 

Nähere Bestimmungen über die Ausgestaltung, Überwachung und Weiterentwicklung der 
Vergütungssysteme nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 in den Instituten sowie über die Of­
fenlegungspflichten in diesem Zusammenhang sollen im Wege einer Rechtsverordnung 
ergehen, zu deren Erlass § 25a Abs. 5 das Bundesministerium der Finanzen im Beneh­
men mit der Deutschen Bundesbank ermächtigt wird. Dies ist mit Blick auf die zugrunde 
liegenden Prinzipien und Standards des FSB sowie die durch das Gesetz zur Stärkung 
der Finanzmarkt- und der Versicherungsaufsicht vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2305) er­
weiterten aufsichtlichen Eingriffsbefugnisse erforderlich. Soweit Regelungen zur Offenle­
gung in Betracht kommen, bleiben die handelsrechtlichen Regelungen, deren Schwer­
punkt die Vergütungshöhe und nicht die Vergütungssystematik betrifft, insbesondere § 
285 Nummer 9 Buchstabe a in Verbindung mit § 340a Absatz 1 und § 340l in Verbindung 
mit § 325 HGB unberührt. Das Bundesfinanzministerium kann nach Absatz 5 Satz 2 die 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt übertragen.  

Beteiligungsrechte der Arbeitnehmervertretungen werden nicht  berührt. Insbesondere 
werden 

Geldleistungen, die in einem Sozialplan zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber vereinbart 
werden wie z.B. Abfindungen für den Verlust des Arbeitsplatzes, vom Begriff der Abfin­
dungszahlungen  in diesem Gesetz nicht erfasst. Denn die in einem Sozialplan vereinbar­
ten Leistungen und Abfindungen haben den Zweck, wirtschaftliche Nachteile auszuglei­
chen oder zu mildern, nicht den Zweck, den Erfolg des Arbeitnehmers im Laufe der Zeit 
widerzuspiegeln vergangene Arbeitsleistung zu honorieren. 

Zu Nummer 2 (§ 45 Absatz 1 KWG) 

Mit der neuen Nummer 4 werden die Befugnisse der Bundesanstalt bei Unterschreitung 
oder drohender Unterschreitung der aufsichtsrechtlichen Anforderungen an Eigenmittel 
oder Liquidität ergänzt. Die Bundesanstalt ist unter den bisherigen Voraussetzungen nun­
mehr auch befugt, die Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile zu untersagen oder 
auf einen bestimmten Anteil des Jahresergebnisses zu beschränken. Diese auf die Stan­
dards für solide Vergütungspraktiken des FSB zurückgehende Befugnis ist auch in Artikel 
136 Absatz 1 Buchstabe f der Bankenrichtlinie in der zukünftig geltenden Fassung vorge­
sehen. Das Eingriffsrecht steht in unmittelbarem Zusammenhang mit Erwägungsgrund 5c 
der Änderungsrichtlinie und Artikel 22 i. V. m. Anhang V, Abschnitt 11, Ziffer 23, Buchsta­
be eb der Bankenrichtlinie in der zukünftig geltenden Fassung, wonach die Gesamthöhe 
der variablen Vergütung der Stärkung der Eigenkapitalbasis eines Instituts nicht entge­
genstehen darf. Durch den neuen Abs. 1a wird einer entsprechenden Anordnung gegen­
über privatrechtlichen Vereinbarungen über die Gewährung variabler Vergütung Geltung 
verschafft. 

Ausgehend von der gerechtfertigten unechten Rückwirkung des Gesetzes  ist die Rege­
lung, dass Institute der Befugnis der Bundesanstalt in entsprechenden vertraglichen Ver­
einbarungen mit ihren Geschäftsleitern und Mitarbeitern Rechnung tragen müssen, ver­
fassungsrechtlich zulässig. Denn die Verpflichtung ist in die Zukunft gerichtet; d.h. sie trifft 
die Institute und Versicherungsunternehmen erst ab dem Inkrafttreten des Gesetzes. Un­
ter Berücksichtigung dieses Ausgangspunkts entfaltet auch die Regelung, dass aus ver­
traglichen Vereinbarungen über die Gewährung variabler Vergütungen keine Rechte her­
geleitet werden können, eine zulässige privatrechtsgestaltende Wirkung. 
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Zu Nummer 3 (§ 45b KWG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich daraus ergibt, dass gemäß § 25a Abs. 5 
die näheren Bestimmungen über die Anforderungen an das Risikomanagement bei Ver­
gütungssystemen im Wege einer Rechtsverordnung erlassen werden.  

Zu Nummer 4 (§ 56 KWG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich daraus ergibt, dass gemäß § 25a Abs. 5 
die näheren Bestimmungen über die Anforderungen an das Risikomanagement bei Ver­
gütungssystemen im Wege einer Rechtsverordnung erlassen werden. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes - VAG-) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 4. 

Zu Nummer 2 (§ 1b VAG) 

Die Änderung des § 1b Absatz 2 VAG führt dazu, dass der neue § 64b einschließlich der 
Rechtsverordnungsermächtigung auch für Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne 
des § 1b VAG gilt. 

Zu Nummer 3 (Unterabschnitt 1b) 

Durch Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe d des Neunten Gesetzes zur Änderung des Versi­
cherungsaufsichtsgesetzes vom 23. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3248) ist in der Inhalts­
übersicht nach der Angabe zu § 64 eine Zwischenüberschrift für einen neuen Unterab­
schnitt eingefügt worden. Es ist dann jedoch vergessen worden, diese neue Zwischen­
überschrift auch in den Regelungstext einzufügen. Inhaltsübersicht und die Gliederung
des Regelungstexts stimmen daher derzeit nicht überein. Die Änderung dient der notwen­
digen Anpassung. 

Zu Nummer 4 (§ 64b VAG) 

Mit dem neuen § 64b werden die Anforderungen der G 20 und des FSB an die Ausgestal­
tung von Vergütungssystemen auch für die Versicherungsbranche gesetzlich verankert. 
Dies gilt insbesondere für die vom FSB erarbeiteten Prinzipien für solide Vergütungsprak­
tiken vom 2. April 2009 und die darauf aufbauenden konkreten Standards für solide Ver­
gütungspraktiken vom 25. September 2009. Darüber hinaus nimmt die Änderung auch 
Vorschläge des Ausschusses der Europäischen Aufsichtsbehörden für das Versiche­
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung (Committee of European Insurance 
and Occupational Pension Supervisors – CEIOPS) auf. 

Ein Vergütungssystem umfasst sowohl die inhaltliche als auch die organisatorische und 
prozessuale Ausgestaltung der Gesamtheit aller vom Unternehmen zu erbringenden ma­
teriellen Leistungen für die Arbeitsleistungen der Personen, die bei wirtschaftlicher oder 
risikoseitiger Betrachtung als dem Unternehmen angehörig zu betrachten sind. Handels­
vertreter nach § 84 Abs. 1 HGB sind keine Mitarbeiter im Sinne des neuen 
§ 64b Absatz 1. 

§ 64b Absatz 1 betrifft nicht nur Geschäftsleiter und Mitarbeiter, sondern auch Aufsichts­
ratsmitglieder von Versicherungsunternehmen. Es gibt im Versicherungsbereich seit Jahr­
zehnten bewährte Aufsichtsgrundsätze zur Vergütung von Aufsichtsratsmitgliedern (Rund­
schreiben 1/78 des BAV, Rundschreiben 23/2009 (Bundesanstalt). Diese wurde jetzt in 
das Gesetz übernommen. Aufgrund der Finanzkrise und der Diskussion in europäischen 
und internationalen Gremien ist eine gesetzliche Regelung geboten. 
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Die Ausrichtung der Vergütungsregeln auf eine nachhaltige Entwicklung des Versiche­
rungsunternehmens umfasst im Einklang mit den FSB-Prinzipien und Standards auch die 
sogenannten „Malus-Regelungen“. Danach müssen etwaig zukünftig auftretende, indivi­
duelle negative Erfolgsbeiträge bei der Festlegung der variablen Vergütung Berücksichti­
gung finden. 

Absatz 2 betrifft Vergütungen für andere Tätigkeiten, die Geschäftsleiter oder Aufsichts­
ratsmitglieder für das jeweilige Unternehmen erbringen. Geschäftsleitern und Aufsichts­
ratsmitgliedern dürfen insbesondere keine Vergütungen im Zusammenhang mit der Ver­
mittlung von Versicherungsverträgen gewährt werden. Hierbei handelt sich um einen be­
währten aufsichtsrechtlichen Grundsatz, der schon im Rundschreiben 1/ 78 niedergelegt 
war. Grundsätzlich ist es unzulässig, dass ein Geschäftsleiter mit dem von ihm geleiteten 
Unternehmen einen Agenturvertrag schießt. 

Absatz 3 erweitert die Anforderungen des Absatzes 1 auf Versicherungsgruppen und Fi­
nanzkonglomerate. Dies ist angesichts der mit unangemessenen Vergütungssystemen 
verbundenen Risiken erforderlich. Die Regelung orientiert sich an § 64a Absatz 2 und § 
104s VAG. 

Absatz 4 erstreckt die Regelungen über Vergütungssysteme auf Versicherungs-
Holdinggesellschaften als Mutterunternehmen im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 4 und auf 
gemischte Finanzkonglomeratsunternehmen, die gemäß § 104k Nr. 3 als Mutterunter-
nehmen innerhalb eines Finanzkonglomerats eine besondere Bedeutung für die Funkti­
onsfähigkeit des Finanzkonglomerats haben und daher zusätzlichen aufsichtlichen Pflich­
ten unterworfen sind. 

Absatz 5 ermächtigt das Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsverordnung nä­
here Einzelheiten zur Ausgestaltung, Überwachung, Weiterentwicklung und Transparenz 
der Vergütungssysteme im Sinne des Absatzes 1 und 3 sowie zur Zulässigkeit sonstiger 
Vergütungen im Sinne des Absatzes 2 festzulegen. Dabei sind die oben genannten euro­
päischen und internationalen Vorgaben sowie die für Arbeitnehmervertreter im Aufsichts­
rat bestehenden Besonderheiten zu berücksichtigen. Absatz 4 Satz 2 trägt dem Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit Rechnung. Damit soll sichergestellt werden, dass an kleinere 
und mittlere Unternehmen keine unangemessenen Anforderungen gestellt werden. Ab­
satz 4 Satz 3 stellt sicher, dass bei gruppen- und konglomeratsangehörigen Unternehmen 
gruppen- und konglomeratsspezifische Umstände Berücksichtigung finden können. So­
weit Regelungen zur Offenlegung in Betracht kommen, bleiben die handelsrechtlichen 
Regelungen, deren Schwerpunkt die Vergütungshöhe und nicht die Vergütungssystematik 
betrifft, insbesondere § 285 Nummer 9 Buchstabe a in Verbindung mit § 341a Absatz 1 
und § 341l in Verbindung mit § 325 HGB unberührt. Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer­
vertretungen werden nicht berührt. 

Verstößt ein Unternehmen gegen die Vorgaben des § 64b oder der Rechtsverordnung, 
kann die Aufsichtsbehörde aufgrund bereits bestehender Eingriffsnormen Maßnahmen 
ergreifen (etwa § 81 Abs. 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 1 Satz 2 oder § 87 Abs. 6 VAG). 

Zu Nummer 5 (§ 81b VAG) 

Der neue § 81b Abs. 1a VAG enthält die erforderliche Spezialermächtigung dafür, die 
Auszahlung variabler Vergütungsbestandteile zu untersagen oder zu beschränken. Vor­
aussetzung ist, dass die Eigenmittel geringer sind oder drohen, geringer zu werden als die 
Solvabilitätsspanne. Im Übrigen wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nummer 2 Buchsta­
be b verwiesen. 

Zu Nummer 6 ( § 89a VAG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 5. 
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Zu Nummer 7 (§ 104s VAG) 

Die Änderung des § 104s Satz 1 VAG führt zu der erforderlichen Angleichung an § 25a 
Absatz 1a KWG und damit zu einheitlichen Anforderungen an die ordnungsgemäße Ge­
schäftsorganisation des Konglomerats, unabhängig davon, ob das KWG oder das VAG 
maßgebend ist. 

Die weitere Änderung des § 104s VAG führt dazu, dass der neue § 64b VAG einschließ­
lich der Rechtsverordnungsermächtigung auch für übergeordnete Finanzkonglomeratsun­
ternehmen gilt. 

Zu Nummer 8 (§ 121a VAG) 

Die Änderung des § 121a Absatz 1 Satz 1 VAG führt dazu, dass der neue § 64b VAG 
einschließlich der Rechtsverordnungsermächtigung auch für Rückversicherungsunter-
nehmen gilt. 

Zu Nummer 9 (§ 121g VAG) 

Die Änderung des § 121g Absatz 2 Satz 1 VAG führt dazu, dass der neue § 64b VAG 
einschließlich der Rechtsverordnungsermächtigung auch für Versicherungs-
Zweckgesellschaften gilt. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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